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I 0010/2015 (BJD) 

Interpellation überparteilich: Stadtmistsanierung und Wasserstadt Solothurn 

(28.01.2015)  

 

Im Westen der Stadt Solothurn liegt in der Landwirtschaftszone auf 20 ha der sogenannte 

Stadtmist. Auf der Deponie am Westrand der Stadt Solothurn wurden zwischen 1992 und 

2006 mehrere Altlastenuntersuchungen durchgeführt. Dabei ergaben sich bereits klare Hin-

weise, dass ein altlastenrechtlicher Sanierungsbedarf besteht. Im Jahre 2009 konnten diese 

Hinweise mit einer detaillierten Studie belegt werden. 

Da der Sanierungsbedarf dieses Gebietes unbestritten war (und noch immer unbestritten ist), 

gründeten namhafte Unternehmen und Privatpersonen aus dem Kanton Solothurn 2010 die 

wasserstadtsolothurn AG. Diese Unternehmung erarbeitete das Projekt „Wasserstadt“. Das 

Projekt bietet die Chance, den Stadtmist nachhaltig zu entsorgen und einen neuen werthalti-

gen Stadtteil mit einzigartiger Lebensqualität und Ausstrahlung weit über die Stadt und Re-

gion Solothurn hinaus zu schaffen. Die Wasserstadt ist ein einzigartiges städtebauliches Pro-

jekt mit Leuchtturmcharakter für den ganzen Kanton Solothurn. 

Ebenfalls im Jahre 2010 bildeten die Stadt Solothurn und der Kanton Solothurn einen Len-

kungsausschuss, der sich unter anderem um die Belange der Altlasten und der Projekte Weit-

blick und Wasserstadt kümmert. 

Leider kam es in den vergangen Jahren zu diversen Verzögerungen. Der Entscheid, ob eine 

Teil- oder Voll-Sanierung der Deponie notwendig ist, wurde immer wieder verschoben. Dies 

obgleich bereits im ersten Quartal 2014 klar war, dass die Deponie saniert werden muss (Solo-

thurner Zeitung 29.03.2014). Die Experten stiessen unter anderem auf Kupfer, Blei, Quecksil-

ber sowie krebserregende chlorierte Kohlenwasserstoffe. 

Den letzten Akt dieser unendlichen Geschichte konnten wir in der Solothurner Zeitung vom 

27.01.2015 nachlesen. Nach Abschluss der Detailuntersuchungen Ende 2013 wurden im Früh-

jahr 2014 drei Altlasten-Experten eingeladen, um mit den bereits beauftragten Fachplanern 

Sanierungsvarianten zu identifizieren, welche genauer betrachtet werden sollten. Die ent-

sprechenden Berichte wurden im Dezember 2014 eingereicht, nichtsdestotrotz wird der Vari-

antenentscheid nun erneut verzögert. Es wird weder eine stichhaltige Begründung für die 

Verzögerung genannt, noch werden die Experten-Berichte veröffentlicht. 

 

Wir ersuchen deshalb den Regierungsrat höflich um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Die Experten-Berichte aus dem Jahre 2014 sind Teil des Verwaltungsverfahrens zwischen 

Bund und Kanton. Schliesst dies die vertrauliche Information von Stadt und Verantwortli-

chen der Wasserstadt aus?  

2. Wird das AfU (Amt für Umwelt) die Stadt Solothurn und die Verantwortlichen der Was-

serstadt informieren (vertraulich) und anhören, bevor es sich mit seiner Empfehlung der 

optimalen Sanierungsvariante an das Bundesamt für Umwelt wendet? 

3. Eine Sanierung der Deponie ist für Stadt und Kanton Solothurn nur sinnvoll finanzierbar, 

wenn das Land eingezont werden kann. Selbstverständlich ist eine Einzonung auch für Pro-

jekte wie die Wasserstadt von entscheidender Bedeutung. Wird aber die Einzonung, wie 

gegenwärtig angedacht, erst nach einer definitiven Sanierungsentscheidung angegangen, 

werden Sanierungsbeginn und Einzonungsentscheid durch die langen Fristen, die für eine 

rechtsverbindliche Einzonung innerhalb der Vorgaben des revidierten Raumplanungsgeset-

zes notwendig sind, nicht zeitgleich vorliegen. Wurden Vorbereitungsarbeiten für eine 



mögliche Einzonung in Zusammenarbeit mit der Stadt Solothurn und den Verantwortlichen 

der Wasserstadt eingeleitet? 

4. Vor dem Hintergrund des revidierten Raumplanungsgesetzes müsste als erster Schritt für 

eine Einzonung die Festsetzung der Wasserstadt im kantonalen Richtplan angegangen 

werden. Wurden entsprechende Vorbereitungsarbeiten eingeleitet? Wie erachtet der Kan-

ton die Chance für eine Ausnahmeregelung, bzw. kann die Wasserstadt mit verzögerter 

Kompensation realisiert werden? Gibt es Grundstücke zur Kompensation im Kantons-, 

Stadt- oder Drittbesitz? 

5. Die Stadt Solothurn ist momentan im Prozess einer Ortsplanungsrevision. Wie kann der 

Kanton sicherstellen, dass dieser Prozess eine mögliche Einzonung des Stadtmist-Areals 

nicht zusätzlich verzögert? 

6. Sind dem Kanton die erste Wertschöpfungsstudie (vom unabhängigen Beratungsunter-

nehmen ECOPLAN durchgeführt) und die zweite Wirtschaftlichkeitsstudie (von der BDO im 

Herbst 2013 überprüft) zur Wasserstadt bekannt? Diese Studien zeigen, dass das Projekt 

wirtschaftlich machbar ist. Der Nutzen für Stadt und Kanton (Ertrag Landverkauf, Steuer-

einnahmen, Infrastruktur usw.) übersteigt die Kosten bei weitem. 

7. Rund 60% der Personen, welche sich für eine Liegenschaft in der Wasserstadt interessieren, 

stammen aus anderen Kantonen. Die Stadt und der Kanton Solothurn werden somit von 

zusätzlichen Steuereinnahmen profitieren. Ausserdem würde der Bau der Wasserstadt vie-

len lokalen und regionalen Unternehmen Aufträge liefern. Gleichzeitig bietet uns die Was-

serstadt die Chance, endlich das grösste Umweltproblem Solothurns komplett zu lösen. Wie 

beurteilt der Kanton das Projekt Wasserstadt und wird er sich aktiv für die Realisierung des 

Projektes engagieren? 

 

Begründung 28.01.2015: Im Vorstosstext enthalten. 
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